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Stadt Bad Soden-Salmünster
Vorentwurf: Begründung zum Bebauungsplan “Im Wiesengrund“, Kerbersdorf

1. EINLEITUNG

1.1 Rechtliche Grundlagen
• Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 

3634), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I 
Nr. 348) geändert worden ist

• Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 
(BGBl. I S. 3786), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 
I Nr. 176) geändert worden ist

• Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch 
Artikel 6 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189) geändert worden ist

• Hessische Bauordnung (HBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28.Mai 2018 
(GVBl. S.198), mehrfach geändert sowie §§ 63a und 64a neu eingefügt durch Gesetz 
vom 9. Oktober 2025 (GVBl. 2025 Nr. 66)

1.2 Veranlassung und Planungsziel
Bedingt durch seine Lage im Ballungsraum der Metropolregion FrankfurtRheinMain besteht in der 
Stadt  Bad  Soden-Salmünster  ein  erhöhter  Wohnraumbedarf,  der  sich  auch  auf  die  Stadtteile 
erstreckt. Die Stadt unternimmt bereits seit langem Anstrengungen, um ihre Entwicklungspotentiale 
im Innenbereich zu aktivieren: Zuletzt nahm die Gesamtstadt in der Förderperiode von 2012 bis 
2021  an  dem  Förderprogramm  Dorfentwicklung  teil.  Im  Oktober  2025  war  sie  zudem 
Ausrichtungsort des „Fachforum Innennentwicklung“, das von SPESSARTregional in Kooperation 
mit der Akademie für den ländlichen Raum Hessen und dem Main-Kinzig-Kreis organisiert wurde.

Ergänzend  zu  der  priorisierten  Innenentwicklung  setzt  die  Stadt  auf  eine  maßvolle 
Außenentwicklung, die bevorzugt in Form von Arrondierungen am Ortsrand stattfindet. Ein solches 
Entwicklungspotential  bietet  das  Baugebiet  „Im  Wiesengrund“  im  Stadtteil  Kerbersdorf: 
Zurückgehend auf eine in der Vergangenheit begonnene, aber nie abgeschlossene Entwicklung, 
ist hier bereits ein Teil der Fläche erschlossen und parzelliert. Diese Begebenheiten werden im 
Rahmen  des  Bebauungsplanverfahrens  aufgegriffen  und  zu  einem  Gesamtkonzept 
weiterentwickelt.

Geplant  ist  eine  Wohnbebauung  mit  Einzel-  und  Doppelhäusern,  welche  die  städtebauliche 
Struktur  des  Bestandes  aufgreift  und  unterschiedlichen  Haushaltsgrößen  eine  individuelle 
Raumgestaltung  ermöglicht.  Die  attraktive  Lage  soll  sowohl  Ansässigen  aus  Kerbersdorf  die 
Möglichkeit der Expansion bieten als auch Zuzug ermöglichen, um eine lebendige Ortsstruktur zu 
fördern.

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens soll für das Vorhaben Planungsrecht geschaffen, und 
damit auch Planungssicherheit für das gesamte Areal erlangt werden.

1.3 Räumliche Lage
Das Plangebiet  liegt  am südlichen  Ortsrand  des  Stadtteils  Kerbersdorf.  Im  Süden  und  Osten 
grenzen landwirtschaftlich genutzte Flächen an die Entwicklungsfläche an; nördlich und westlich 
wird sie durch Bestandsbebauung eingefasst. Im Westen verläuft die Ulmbacher Straße / L3178, 
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über  die  das  Plangebiet  erschlossen  ist.  Das  Gebiet  selbst  liegt  auf  einer  landwirtschaftlich 
genutzten Grünfläche mit geringem Baumbestand.

Abbildung 1: Lage im Stadtgefüge Bad Soden-Salmünster Kerbersdorf. 
Quelle: Hessische Verwaltung für Bodenmanagement und Geoinformation

1.4 Geltungsbereich
Der Planbereich des Bebauungsplans umfasst die Flurstücke 16/27, 16/28, 16/36, 16/31, 16/25, 
16/24, 16/35, 16/32, 21/5 und 21/4.  Das Plangebiet hat eine Größe von rund 1,05 ha.

Bislang liegt kein Bebauungsplan für das Gebiet vor.
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Abbildung 2: Luftbild mit Geltungsbereich, ohne Maßstab 
Quelle: Hessische Verwaltung für Bodenmanagement und Geoinformation. Modifiziert

1.5 Nähere Umgebung
In Kerbersdorf leben etwa 420 der rund 14.000 Einwohner Bad Soden-Salmünsters. Die Gemeinde 
liegt an den südlichen Ausläufern des Vogelsbergs; der Siedlungsraum verzeichnet einen von Ost 
nach West verlaufenden Geländeabfall von ca. 335 m auf 260 m.

Kerbersdorf  besitzt  eine  dörfliche  Struktur,  deren  nahes  Umfeld  primär  aus  landwirtschaftlich 
genutzten  Flächen  besteht.  Entsprechend  der  topographischen  Begebenheiten  passt  sich  die 
örtliche  Bebauung  organisch  an  den  Hangverlauf  an.  Funktional  überwiegt  in  Kerbersdorf  die 
Wohnnutzung,  deren  städtebauliche  Gestalt  sich  aus  Einzelhäusern  zusammensetzt.  Bei  der 
unmittelbar an das Plangebiet angrenzenden Bestandsbebauung handelt es sich um ein- bis drei-
geschossige Einzelhäuser mit naturroten & dunklen Satteldächern.

Vor der Bestandsbebauung schließt nördlich eine Streuobstwiese an das Plangebiet an, die von 
der  Planung  unberührt  bleibt.  Östlich  geht  das  Gebiet  in  eine  Grünfläche  über,  während  die 
Gebietsgrenze im Süden durch einen Forstwirtschaftsweg flankiert wird.
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1.6 Bestand im Plangebiet
Bei dem Plangebiet handelt es sich derzeit um eine landwirtschaftlich genutzte Grünfläche, die 
einer regelmäßigen Grünpflege unterzogen wird (2-3 Mal im Jahr).

Der Grasbewuchs wird durch einen Bestandsbaum ergänzt.

Im  Rahmen  einer  früher  begonnenen,  nicht  abgeschlossenen  Planung  wurde  ein  Teil  des 
Plangebiets  bereits  durch  einen  geschotterten  Weg  inklusive  Kanal-  und  Wasserleitungen 
erschlossen.

Abbildung 3: Einblicke in das Plangebiet und Umgebung 
Quelle: eigene Aufnahmen

1.7 Topographische Gegebenheiten und Starkregen
Das Plangebiet besitzt einen von Nord nach Süd abfallenden topographischen Höhenverlauf, der 
nur  von  der  Straße  unterbrochen  wird.  Durch  die  Hangneigung  erfolgt  der  Abfluss  bei 
Starkregenereignissen primär gen Süd-Westen des Gebietes über einen Fließpfad, der über den 
bestehenden Zufahrtsweg in Richtung L3178 verläuft.
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Abbildung 4: Fließpfadanalysekarte für das Plangebiet. 
Quelle: Stadt Bad Soden-Salmünster

1.8 Nahversorgung
Kerbersdorf  besitzt  keine Nahversorgungs-Infrastruktur.  Die Versorgung der Bewohnenden wird 
größtenteils  über  den  nahegelegenen  Stadtteil  Salmünster  gewährleistet.  Die  dort  ansässigen 
Nahversorger  sind mit  dem MIV sowie  dem ÖPNV erreichbar  (Siehe Kapitel  1.9).  Zu Fuß ist 
Salmünster über 1,5 Stunden von Kerbersdorf entfernt; eine fußläufige Anbindung ist daher für den 
normalen Alltagsbedarf unattraktiv.

1.9 Verkehrliche Erschließung
Aktuell wird das Plangebiet über die Ulmbacher Straße / L3178 erschlossen.

Der nächstgelegene größere Ort mit erweiterten Infrastrukturangeboten (Bad Soden-Salmüster) ist 
innerhalb von 36 min per ÖPNV, 23 min per Fahrrad und 14 min per MIV erreichbar.

Die nächstgelegene Bushaltestelle, „Bad Soden-Salmünster-Kerbersdorf“ (Linie 95 und Linie 99), 
ist ca. 350 m vom Flurstück 16/32 entfernt (ca. 5 Min Laufweg). Die Bushaltestelle wird aktuell 
nicht  durch  den  ÖPNV  bedient,  sodass  stattdessen  auf  ein  Anrufsammeltaxi  zurückgegriffen 
werden  muss  (MKK76A,  Bad  Soden-Salmünster-Romsthal  Huttengrundhalle).  Dessen  Taktung 
beträgt zwei Stunden.

Der  nächste  Bahnhof,  „Bad  Soden-Salmünster“,  ist  ca.  6,4  km  vom  Plangebiet  entfernt.  Per 
Busverbindung ist er i.d.R. innerhalb von vierzehn Minuten erreichbar (Linie 95). Da diese zurzeit 
nicht verkehrt, beträgt die Fahrzeit mit dem Sammeltaxi ca. 36 min. Am Bahnhof besteht Anschluss 
an die Regionalbahnen nach Fulda, Hanau und Frankfurt am Main.

Die  Autobahnauffahrt  A66 in  Steinau an der  Straße ist  per  MIV innerhalb  von 8 Minuten,  die 
Autobahnauffahrt für die A66 in Bad Soden-Salmünster innerhalb von 14 Minuten erreichbar.
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2. ÜBERGEORDNETE PLANGRUNDLAGEN

2.1 Regionalplan Südhessen/Regionaler 
Flächennutzungsplan 2010

2.1.1 Ziele der Raumordnung
Gemäß des Landesentwicklungsplans (LEP) ist Bad Soden-Salmünster Teil einer überregionalen 
Entwicklungsachse und wird als verdichteter Raum definiert.

Abbildung 5: Auszug aus dem Landesentwicklungsplan Hessen. Zentrale Orte und Strukturräume. 
Quelle: Landesplanung Hessen

Verdichtete Räume haben gemäß Landesentwicklungsplan Hessen 2020 das Ziel, ihre Funktions- 
und Leistungsfähigkeit „als eine wesentliche Grundlage der weiteren Entwicklung des Landes“ zu 
erhalten  und  auszubauen.  „Die  polyzentrale  Siedlungsstruktur  soll  erhalten  und  durch 
systematische  Schwerpunktbildungen  bezogen  auf  Zentren,  Achsen  und  Außenbereiche 
weiterentwickelt werden.“ (LEP 2020).

Dennoch muss ortsspezifisch der jeweilige Charakter der Gemeinde mitbedacht werden; in diesem 
Fall die dezentrale Lage und aufgelockerte städtebauliche Ordnung des Dorfes Kerbersdorf mit 
einer historisch bedingten geringen Siedlungsdichte.

Zusätzlich dazu liegt das Gebiet in einem als „Unzerschnittene verkehrsarme Räume > 50 km²“ 
definierten Raum. „Großflächige unzerschnittene verkehrsarme Räume mit einer Größe von über 
50 km² sollen in ihrer Bedeutung für die Freiraumentwicklung, den landesweiten Biotopverbund, 
die landschaftsbezogene Erholung sowie als klimatische Ausgleichsräume so weit  wie möglich 
bewahrt  und  vor  einer  Zerschneidung  geschützt  werden“  (LEP 2020,  Kapitel  4.3).  Durch  die 
Planung in direkter Angrenzung an die Bestandsbebauung wird eine Zerschneidung des Gebietes 
vermieden.
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2.1.2 Siedlungsdichte
Der Landesentwicklungsplan (LEP) Hessen 2020 weist einen Basisdichtewert für Gemeinden im 
verdichteten Raum (VR) von 30 WE/ha Wohnsiedlungsfläche aus.

2.1.3 Gesetzlicher Schutzstatus
Laut dem hessischen Naturschutzinformationssystem liegt  das Plangebiet  in keinem gesetzlich 
geschützten  Naturschutz-,  Landschaftsschutz-,  FFH-  oder  Vogelschutzgebiet.  Es  befindet  sich 
jedoch  ein  gesetzlich  geschütztes  Biotop  im  Norden  des  Geltungsbereichs,  definiert  als 
„Streuobst“.
Zudem sind im Süden des Gebietes schützenswerten Gehölze kartiert. Bis auf einen Baum sind 
diese jedoch bei aktuellen Begehungen nicht mehr auffindbar, da sie im Zuge eines Befalles von 
schwarzem Rindenbrand vor dem Jahr 2021 gefällt werden mussten. Der verbliebene Baum wird 
in der Planung als zu erhaltender Bestandsbaum übernommen.

2.1.4 Regionalplan Südhessen 2010
In  dem  von  der  Regionalversammlung  Südhessen  am  17.12.2010  beschlossenen  und  vom 
Regierungspräsidium  Darmstadt  am  17.  Oktober  2011  bekannt  gegebenen,  rechtskräftigen 
Regionalplan  Südhessen/Regionaler  Flächennutzungsplan  2010  (RPS/RegFNP)  wird  der 
Geltungsbereich  des  Bebauungsplanes  als  „Vorranggebiet  Landwirtschaft“  und  teilweise  als 
„Vorbehaltsgebiet  Landwirtschaft“,  mit  der  Ergänzung  des  „Vorbehaltsgebietes  für  besondere 
Klimafunktionen“, dargestellt.

Abbildung 6:  Auszug aus der  Teilkarte 2 -  Regionalplan Südhessen 2010,  sowie ein Auszug aus dem 
aktuellen FNP mit integriertem Landschaftsplan 2006 (Veröffentlichung 24.06.2006) der Stadt Bad Soden-
Salmünster

Der  Flächennutzungsplan  der  Stadt  Bad  Soden-Salmünster  zeigt  in  diesem  Bereich  eine 
„Wohnbaufläche“ und ein Streuobst-Biotop an (siehe Kapitel 2.1.3).
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2.2 Kommunale Satzungen

2.2.1 Bebauungspläne
Ein Bebauungsplan für das Gebiet liegt nicht vor.

In östlicher, nicht direkt angrenzender Nachbarschaft liegt der Bebauungsplan „Die obere Heeg“ 
(Bekanntmachung vom 26.06.1984).

2.2.2 Stellplatzsatzung
Die am 20.05.2019 in Kraft getretene Stellplatzsatzung Bad Soden-Salmünsters regelt den Bedarf 
an Stellplätzen für Wohngebäude im Gemeindegebiet. Hierdurch werden die ansonsten geltenden 
Landesvorschriften für die Bereitstellung von Stellplätzen konkretisiert.

Pro Wohneinheit sieht die Satzung die Herstellung von 1,5 Pkw-Stellplätzen vor. Abhängig von der 
Art  der  Einrichtung  und  dem  daran  anknüpfenden  Umfang  des  zu  erwartenden 
Verkehrsaufkommens  ist  dieser  Wert  variabel  und  bemisst  sich  z.B.  nach  der  Anzahl  der 
Wohneinheiten, dem Flächenmaß der Einrichtung, der Personenanzahl, etc. Zudem werden über 
die  Satzung  die  Größe,  Beschaffenheit,  Lage  und  Gestaltung  sowie  die  ggf.  erforderlichen 
Ablösebeiträge festgelegt, sofern die Herstellung aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen nicht 
möglich ist.
Im Rahmen der Planung findet die Stellplatzsatzung Anwendung.

3. VERFAHREN

3.1 Art des Verfahrens
Die Durchführung der Planung erfolgt  im Regelverfahren unter Berücksichtigung der §§ 3 und 
4 BauGB.

3.2 Aufstellungsbeschluss
Die  Stadtverordnetenversammlung  der  Stadt  Bad  Soden-Salmünster  hat  am  11.12.2023  die 
Aufstellung  eines  Bebauungsplanes  im  Bereich  „Im  Wiesengrund“  im  Stadtteil  Kerbersdorf 
beschlossen und am 09.09.2024 öffentlich bekanntgegeben.
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4. PLANUNG

4.1 Planungsalternativen
Das beplante Gebiet schließt unmittelbar an die südliche Bestandsbebauung Kerbersdorfs an und 
stellt damit eine städtebaulich bevorzugte Entwicklungsfläche dar. Aufgrund der teilweise bereits 
erfolgten Erschließung des Gebietes ist der Standort gegenüber anderen zu bevorzugen.

4.2 Städtebauliches Konzept

Abbildung 7: Städtebauliches Konzept

Das  Plangebiet  hat  eine  Gesamtfläche  von  ca.  1,05  ha  (1.0456,  5  m²).  Entstehen  soll  ein 
Allgemeines Wohngebiet nach § 4 BauNVO.

Die  Zuschnitte  der  Grundstücke  folgen  der  bereits  existierenden  Parzellierung  an  dem 
nordwestlichen Wendehammer und entwickeln das Gebiet daran orientiert weiter.

Angepasst  an  die  angrenzende  Bestandsbebauung  entstehen  auf  dem  Gebiet  Einzel-  und 
Doppelhäuser mit bis zu zwei Vollgeschossen und Satteldach. Die Dachflächen sind ortstypisch 
mit roten Dachziegeln auszuführen.
Hierdurch wird der Ortsteil Kerbersdorf durch ca. 19 Wohneinheiten erweitert. Die Konzeption soll  
insbesondere Familien ansprechen.
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Vorentwurf: Begründung zum Bebauungsplan “Im Wiesengrund“, Kerbersdorf

4.3 Erschließung
Erschlossen wird das Gebiet über die Ulmbacher Straße / L3178. Ein Durchstich nach Osten zur 
Gebietserweiterung ist aktuell nicht vorgesehen; der Bebauungsplan soll diese Möglichkeit jedoch 
für die Zukunft als Option vorhalten.

Die Grundstücke im Norden werden durch zwei Wendehämmer erschlossen. Die Zugänglichkeit 
für Feuerwehr, Rettungsdienste und Anlieger wird gewährleistet.

4.4 Ver- und Entsorgung
Die infrastrukturelle Versorgung des Gebietes erfolgt durch Anschlüsse an der Ulmbacher Straße. 
Aus  gestalterischen Gründen  sind  alle  Ver-  und  Entsorgungsleitungen gemäß dem Stand der 
Technik unterirdisch zu verlegen. Während des Bauprozesses sind Bestandsleitungen, die es zu 
erhalten  gilt,  zu  schützen  und  Änderungen  der  Kanäle  und  Leitungen  rechtzeitig  bei  den 
zuständigen Behörden und Institutionen anzuzeigen.  Vor  Abstellung bzw.  Deinstallation  ist  ein 
entsprechender Ersatz zu errichten.

Die  Abfallentsorgung  erfolgt  über  eine  zentrale  Sammelstelle  an  dem  Kreuzungsbereich  des 
westlich gelegenen Wendehammers, die über  die West-Ost-Zufahrtsachse angedient wird.
Anlagen  für  die  Abfallbeseitigung  sind  nach  §  3  HBO  so  einzufrieden,  dass  es  zu  keiner 
erheblichen  Geruchsbelästigung  im  Bereich  schutzbedürftiger  Daueraufenthaltsräume  nach 
DIN 4109  und  Daueraufenthaltsflächen  (z.B.  Balkone,  Terrassen,  Freisitze)  kommt  (§ 3  HBO; 
§ 22 Abs. 1 BimSchG).

4.5 Trinkwasserversorgung
Die Trinkwasserversorgung kann durch den vorhandenen Anschluss sichergestellt werden.

4.6 Entwässerung/Versickerung
Der hohe Freiflächenanteil im Plangebiet soll die Wasserrückhaltung erleichtern. Aufgrund der 
natürlichen Hangneigung in Richtung Westen, durch die Niederschlagswasser der bereits 
bestehenden Schotterstraße zugeführt wird, wird das Gebiet in Richtung der Ulmbacher Straße / 
L3178 entwässert. 
Genauere Untersuchungen erfolgen im weiteren Planungsverfahren
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5. UMWELTBELANGE

5.1 Boden und Grundwasser

5.1.1 Boden und Freiflächen
Mit  Ausnahme  der  Erschließungsflächen  umfasst  der  Geltungsbereich  eine  landwirtschaftlich 
genutzte Grünfläche, an deren Flurstück 21/2 nördlich eine Streuobstgehölzfläche angrenzt. Dieser 
Bereich liegt außerhalb des Geltungsbereichs und ist damit nicht Bestandteil der Planung.

Zudem sind im Süden des Gebietes schützenswerten Gehölze kartiert. Bis auf einen Baum sind 
diese jedoch bei aktuellen Begehungen nicht mehr auffindbar, da sie im Zuge eines Befalles von 
schwarzem Rindenbrand  vor  dem Jahr  2021  gefällt  werden  mussten.  In  Abstimmung mit  der 
unteren Naturschutzbehörde wird die aktuelle Situation als Bestandssituation angenommen und 
dient als Ausgangspunkt für die weitere Planung. Der verbliebene Baum wird in der Planung als zu 
erhaltender Bestandsbaum übernommen.

Es liegen keine Hinweise auf Bodenverunreinigungen vor.

5.1.2 Altlasten
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans „Im Wiesengrund“ sind keine Altlasten bekannt.

5.1.3 Kampfmittel
Es liegen keine Hinweise auf Kampfmittel vor. Der Umgang mit möglichen Funden ist jedoch durch 
einen Hinweis in den Textlichen Festsetzungen des Bebauungsplans aufgeführt.

5.1.4 Grundwasserschutz
Das  Plangebiet  liegt  in  keinem  Wasserschutzgebiet.  Es  liegen  keine  Hinweise  auf 
Grundwasserverunreinigungen vor.

5.1.5 Denkmalschutz
Im  Geltungsbereich  des  Bebauungsplans  „Im  Wiesengrund“  sind  keine  Kultur-  oder 
Naturdenkmäler bekannt.

Auch  Bodendenkmäler  oder  sonstige  Funde  sind  nicht  bekannt.  Der  Umgang  mit  möglichen 
Funden ist  jedoch durch  einen Hinweis  in  den textlichen Festsetzungen des Bebauungsplans 
aufgeführt.
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6. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

6.1 Planungsrechtliche Festsetzungen

6.1.1 Art der baulichen Nutzung 
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

6.1.1.1 Allgemeines Wohngebiet   
gem. § 4 BauNVO

Der  Bebauungsplan  beinhaltet  die  Festsetzung  eines  Allgemeinen  Wohngebietes,  das  gemäß 
§ 4 BauNVO vorwiegend dem Wohnen dient.

Allgemein  zulässig  sind  gemäß  §  4  Abs.  2  BauNVO  Wohngebäude,  nicht  störende 
Handwerksbetriebe sowie Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche 
Zwecke.

Ausnahmsweise  können  gemäß  §  4  Abs.  3  BauNVO  Betriebe  des  Beherbergungsgewerbes, 
sonstige nicht störende Gewerbebetriebe sowie Anlagen für Verwaltungen zugelassen werden.
Nutzungen wie Schank- und Speisewirtschaften, Gartenbaubetriebe und Tankstellen werden im 
Plangebiet nur ausnahmsweise zugelassen. Publikumsintensive Einrichtungen verursachen i.d.R. 
ein erhöhtes Verkehrsaufkommen, das mit dem Gebietscharakter und der Erschließungssituation 
nicht vereinbar ist.  Verkehr und Lärmemissionen werden niedrig gehalten, um eine zusätzliche 
Belastung für die Anwohner zu vermeiden.

6.1.2 Maß der baulichen Nutzung 
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. § 9 Abs. 3. S. 1 BauGB sowie § 16 Abs. 
3 BauNVO

Nach  §  16  Abs.  3  BauNVO sind  bei  der  Festsetzung  des  Maßes  der  baulichen  Nutzung  im 
Bebauungsplan stets die Grundflächenzahlen oder die Größe der Grundstücksfläche der baulichen 
Anlagen, die Zahl der Vollgeschosse, oder die Höhe der Anlagen zu bestimmen, wenn ohne ihre 
Festsetzung  öffentliche  Belange,  insbesondere  das  Stadt  oder  Landschaftsbild,  beeinträchtigt 
werden könnten.

6.1.2.1 Grundfläche   
gem. § 19 BauNVO

Das  Vorhaben  liegt  am  Ortsrand  des  dörflich  geprägten  Kerbersdorfs.  Um  sich  in  die 
Bestandsbebauung der näheren Umgebung einzufügen, soll sich das geplante Neubaugebiet auf 
Ein- und Doppelhäuser beschränken. Die Obergrenze der Grundflächenzahl (GRZ) wird auf 0,4 
festgesetzt.

6.1.2.2 Höhe baulicher Anlagen/ Geschossflächenzahl   
gem. § 20 BauNVO

Um  sich  in  die  Bestandsbebauung  der  näheren  Umgebung  einzufügen,  wird  die  Anzahl  der 
Vollgeschosse  auf  maximal  zwei  beschränkt.  Unter  Berücksichtigung  des  städtebaulichen 
Erscheinungsbilds von Kerbersdorf wird die Ressource Boden so effizient genutzt. Abgeleitet von 
der  Geschossigkeit  und  der  GRZ  wird  die  maximale  Geschossflächenzahl  (GFZ)  auf  0,8 
festgesetzt.
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6.1.3 Bauweise, (nicht) überbaubare Grundstücksfläche sowie Stellung 
der baulichen Anlagen 
gem. § 22 BauNVO

Um  sich  in  die  Bestandsbebauung  der  näheren  Umgebung  einzufügen,  beschränkt  sich  die 
zulässige Bautypologie innerhalb des gesamten Plangebietes auf  Einzel-  und Doppelhäuser in 
offener Bauweise.
Die Ausweisung der überbaubaren Grundstücksflächen erfolgt mittels Baugrenzen im Planteil.
Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind, sofern sie nicht zu zur Erschließung erforderlich 
sind, gärtnerisch anzulegen und dauerhaft zu pflegen. Dies dient sowohl biodiversitätfördernden 
als auch wasserwirtschaftlichen Zwecken.

6.1.3.1 Flächen für Nebenanlagen sowie Garagen und Stellplätze   
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB; §§ 12 und 14 BauNVO

Zur  Wahrung eines geordneten städtebaulichen Gesamtbildes sind Garagen,  Stellplätze sowie 
Gartenhäuser  im  Sinne  des  §  14  BauNVO  Abs.  1  nur  innerhalb  der  überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig. 

Anlagen  für  die  Kleintierhaltung  sind  innerhalb  des  Plangebietes  unzulässig,  um 
nachbarschaftlichen Konflikten vorzubeugen.

6.1.4 Flächen für den Verkehr sowie Flächen oder Maßnahmen zum 
Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 und § 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB

Um  die  Befahrbarkeit  der  Straßen  durch  dreiachsige  Feuerwehr-  und  Rettungsfahrzeuge  zu 
gewährleisten, ist eine Straßenbreite von mindestens drei Metern erforderlich. Zufahrten müssen 
tags- und nachts durchgehend befahrbar sein, um die Sicherheit der Anwohner zu gewährleisten.
Der Durchgangsverkehr in und aus Richtung der Ulmbacher Straße /L3178 soll den Anwohnern im 
Geltungsbereich  des Plangebiets  vorenthalten sein,  um Lärmemissionen vorzubeugen und die 
ungehinderte Befahrbarkeit der Straßen zu gewährleisten.

Für  den  Fall  eines  zukünftigen  Durchstoßes  nach  Osten  sind  der  dortige  Fußweg  sowie  die 
angrenzenden Grünflächen in einer Breite von 6,5 Metern freizuhalten.

6.1.5 Flächen für die Abfallbeseitigung 
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB i.V.m. § 3 HBO und § 22 Abs. 1 
BImSchG

Um  ein  gebietsverträgliches  Verkehrsaufkommen  zu  gewährleisten  und  die  Abfallbeseitigung 
konfliktfrei zu gestalten, wird in dem westlichen Kreuzungsbereich innerhalb des Plangebietes eine 
zentrale Müllsammelstelle eingerichtet. Die Sammelstelle ist nach Stand der aktuellen Technik so 
einzufrieden,  dass  es  zu  keiner  erheblichen  Geruchsbelästigung  im  Bereich  schutzbedürftiger 
Daueraufenthaltsräume nach DIN 4109 und Daueraufenthaltsflächen wie Balkone, Terrassen oder 
Freisitze kommt (§ 3 HBO; § 22 Abs. 1 BimSchG).

Stand 17.06.26 Seite 17/21



Stadt Bad Soden-Salmünster
Vorentwurf: Begründung zum Bebauungsplan “Im Wiesengrund“, Kerbersdorf

6.1.6 Grünflächen und Flächen für das Anpflanzen oder mit 
Bindung/Erhaltung für/von Bepflanzungen sowie Flächen für 
Maßnahmen zum Schutz zur Pflege und zur Entwicklung von 
Natur und Landschaft 
gem. §§ 9 Abs. 1. Nr. 14 und Nr. 25 BauGB und 9 Abs. 1 Nr. 20 
BauGB

6.1.6.1 Freiflächengestaltung auf privaten Grundstücken  
Die Grundstücksfreiflächen, die nicht der Erschließung der Haupt- und Nebenanlagen dienen, sind 
gärtnerisch  anzulegen,  zu  pflegen  und  dauerhaft  zu  unterhalten.  Eine  Strukturierung  der 
Freiflächen durch heimische Gehölze,  Stauden,  Gräser  und Rasenflächen dient  der  optischen 
Vielfalt und wirkt Biodiversitätsfördernd.

6.1.6.2 Bestandsbäume/ Anpflanzung von Bäumen  
Der in dem Plangebiet vorhandene Bestandsbaum ist dauerhaft zu erhalten und zu pflegen. Bei 
Abgängigkeit  ist  der  Baum durch  eine  standortgerechte,  heimische  Alternative  standortnah  zu 
ersetzen und dauerhaft zu erhalten.

Zur  Förderung  der  Durchgrünung  und  Verbesserung  des  Mikroklimas  im  Plangebiet  ist  je 
Grundstücksparzelle  mindestens ein  standortgerechter,  heimischer  Laubbaum zu pflanzen.  Die 
Bäume sind dauerhaft zu erhalten, fachgerecht zu pflegen und im Falle eines Verlustes zeitnah zu 
ersetzen.

6.1.6.3 Verwendung umweltfreundlicher Arten  
Bei der Auswahl der neu zu pflanzenden oder zu ersetzenden Gehölze sind klimaresiliente sowie 
insektenfreundliche Arten zu bevorzugen, um die Biodiversität  zu fördern und den veränderten 
klimatischen Bedingungen zu begegnen. Es wird empfohlen, sich bei der Auswahl an den aktuellen 
Empfehlungen  der  Gartenamtsleiterkonferenz  (GALK)  zu  orientieren.  Für  die  Anpflanzung  von 
Bäumen wird mindestens ein Stammumfang von 14 - 16 cm als Empfehlung angegeben.

Auf die Anpflanzung der invasiven Kirschlorbeergewächse ist  zu verzichten,  um die heimische 
Flora und Fauna zu schützen.

6.1.7 Führung von Versorgungsleitungen 
gem. § 9 Abs. 1. Nr. 13 BauGB

Alle  Leitungen  für  die  Versorgung  mit  Strom,  Wasser,  Wärme  sowie  für  die  Entsorgung  von 
Abwasser und sonstigen Medien sind entsprechend dem aktuellen Stand der Technik unterirdisch 
zu verlegen.
Diese  Maßnahme  dient  der  Sicherstellung  einer  geordneten  technischen  Infrastruktur,  der 
Minimierung  visueller  Beeinträchtigungen  im  Straßen-  und  Freiraum  sowie  dem  Schutz  vor 
äußeren Einflüssen.
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6.2 Örtliche Bauvorschriften / bauordnungsrechtliche 
Festsetzungen 
gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m § 91 Abs. 1 und 2 HBO

6.2.1 Dachgestaltung
Die  Bebauung  des  Plangebietes  soll  dem  ortsüblichen  Stadtbild  entsprechen.  Dies  gilt  als 
Ausgangslage für  die im Plangebiet  gültige Festlegung der Zulässigkeit  von Satteldächern auf 
Hauptgebäuden mit einer Neigung von 25 - 45 Grad.

6.2.1.1 Dacheindeckung und Farbe  
Bei der Wahl der Dacheindeckung sind ortsübliche naturrote Dachziegel oder -pfannen zu wählen 
und nicht reflektierendes Material zu verwenden, um die Blendwirkung auszuschließen.

6.2.1.2 Photovoltaik  
Im  gesamten  Plangebiet  sind  Solaranlagen  zur  umweltfreundlichen  Energiegewinnung  aus 
Sonneneinstrahlung zulässig.

Zur  Vermeidung  unzumutbarer  Blendwirkungen  auf  angrenzende  Grundstücke,  öffentliche 
Verkehrsflächen  sowie  Aufenthaltsbereiche  sind  Solaranlagen  hinsichtlich  ihrer  Anordnung, 
Neigung und Materialwahl so auszubilden, dass Reflexionen auf ein zumutbares Maß reduziert 
werden. Dies ist insbesondere durch die Verwendung geeigneter, blendarmer Module sowie durch 
eine optimierte Ausrichtung und Neigungswahl sicherzustellen.

Solaranlagen  sind  in  geschlossener  rechteckiger  oder  quadratischer  Form  zu  gestalten.  Der 
Abstand zu First, Traufe und Ortgang muss mindestens 50 cm betragen. Diese Abstandsvorgabe 
entfällt bei in die Dachfläche integrierten Kollektoren (Indachmontage).

6.2.2 Freiflächengestaltung 
gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 91 Abs. 1 und 2 HBO

6.2.2.1 Schottergärten  
Flächenhafte Stein-, Kies-, Splitt- und Schottergärten oder Schüttungen sind im gesamten Plange-
biet  unzulässig.  Die  Festsetzung  dient  der  Sicherung  einer  ökologisch  wirksamen 
Freiraumgestaltung.  Stein-,  Kies-,  Splitt-  und  Schottergärten  tragen  weder  zum  dezentralen 
Wasserrückhalt noch zum Erhalt der biologischen Vielfalt bei und haben im Vergleich zu begrünten 
Freiflächen  deutlich  geringere  ökologische  Funktionen.  Insbesondere  fehlen  Lebensräume  für 
Insekten,  Vögel  und Kleintiere;  zudem heizen sich die  stark  versiegelten Flächen im Sommer 
erheblich auf. Dies führt zu einer zusätzlichen Belastung des örtlichen Mikroklimas und kann  z.B. 
in Folge von Starkregenereignissen infrastrukturelle Schäden und Mehrbelastungen der örtlichen 
Abwassersysteme begünstigen.

Durch die Vermeidung von Schottergärten werden die Durchgrünung des Baugebietes gefördert, 
ein Beitrag zum Artenschutz und zur Biodiversität geleistet, sowie die Regenwasserversickerung 
verbessert  und infrastrukturelle Schäden vermieden. Zudem entsprechen begrünte Gärten dem 
Ziel einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung.
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6.2.3 Einfriedung
Zur  optischen  Gliederung  und  Abgrenzung  privater  Grundstücke  ist  die  Errichtung  von 
Sichtschutzelementen bis zu einer maximalen Höhe von 1,20 m zulässig. Die Einfriedung kann in 
Form eines Zaunes,  z.B.  mit  einem Mauersockel,  einer  Natursteinmauer oder  einer  begrünten 
Hecke aus standortgerechten, heimischen Pflanzenarten erfolgen.

Um den Eindruck einer abgeschotteten Bebauung zu vermeiden, sind Einfriedungen grundsätzlich 
blickdurchlässig zu gestalten. Materialien mit geschlossener, nicht durchlässiger Oberfläche sind 
unzulässig.

Insbesondere sind Sichtschutzsysteme aus Kunststoff ausgeschlossen, um die Freiraumqualität zu 
erhalten und die Freisetzung von Mikroplastik in die Umgebung zu vermeiden.

7. PLANUNGEN FÜR MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, 
ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON 
BODEN, NATUR UND LANDSCHAFT 
GEM. § 1 ABS. 5 BAUGB; § 44 BNATSCHG

Nach § 1 Abs. 5 BauGB soll der Bebauungsplan die von ihm bereitete nachhaltige städtebauliche 
Entwicklung unter anderem auch mit den umweltschützenden Anforderungen in Einklang bringen, 
um  so  eine  menschenwürdige  Umwelt  zu  sichern  und  die  natürlichen  Lebensgrundlagen  zu 
schützen.  Damit  die  städtebauliche  Planung  diesen  Anforderungen  insgesamt  gerecht  werden 
kann,  sind  die  umweltrechtlichen Auswirkungen  festzustellen  und  Maßnahmen bereits  auf  der 
Planungsebene zu ergreifen, die die Umweltbelange ausreichend berücksichtigt.

7.1 Artenschutz nach §§ 39 und 44 BNatSchG
Es liegt eine Natur- und Artenschutzfachliche Stellungnahme/ Ersteinschätzung vom August 2025 
vor.

Vor allem in den Randbereichen liegt ein Strukturreichtum der Vegetation vor, was zusammen mit 
einer mittig gelegenen Holz- und Schuttlagerstelle Potential für ein Reptilienhabitat bietet. Dies ist 
im weiteren Verfahren ggf. weitergehend zu beachten.

Die  in  den  Randgebieten  des  Plangebiets  gelegenen  stallungsartigen  Gebäude  können  als 
Unterschlupf  für  Fledermäuse und als Nistmöglichkeit  für  verschiedene Vogelarten dienen.  Bei 
Abriss  dieser  im  Zuge  der  Umsetzung  des  geplanten  Vorhabens  ist  umfassend  auf  das 
Vorkommen von Fledermäusen und Vögeln zu prüfen.

Die regelmäßig gemähten und damit intensiv bewirtschafteten Wiesen bieten sporadisch während 
des Grasaufwuchses einen Lebensraum für verschiedene Käfer- und Schmetterlingsarten.

Da  im  Rahmen  der  Ersteinschätzung  keine  abschließende  Aussage  über  das  mögliche 
Vorkommen einer mageren Flachlandmähwiese getroffen werden konnte, wird im weiteren Verlauf 
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des Planungsprozesses zu einem geeigneten Vegetationszeitpunkt ab Mitte Mai in Abstimmung 
mit der Unteren Naturschutzbehörde eine ergänzende Begehung durch Gutachter durchgeführt.

Das Plangebiet liegt in direkter Nachbarschaft zu einer gesetzlich geschützten Streuobstwiese, die 
in der Hessischen Biotopkartierung aufgeführt wird. Ist bei der Umsetzung der Planung von einer 
Beeinträchtigung dieses Bereiches auszugehen, so ist eine tiefergehende Prüfung dieser Areale 
notwendig.  In  diesem Fall  sollte,  ergänzend zu  den bereits  genannten  Artengruppen,  auf  das 
Vorkommen von Fledermäusen und Vögeln (in den großen und älteren Baumstrukturen, speziell 
im nordwestlichen Bereich) sowie Kleinsäugern (nach der Winterruhe ab April) in den Saum- und 
Heckenbereichen geprüft werden.

Gemäß § 39 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG sind Baumfällungen und Gebüschrodungen aus Gründen 
des Artenschutzes nur im Zeitraum vom 01. Oktober bis zum 28. Februar durchzuführen. So wird 
z.B. vermieden, dass brütende Vögel gestört/getötet werden.

Da es  sich  bei  dem Vorhaben um einen Bebauungsplan im Regelverfahren  handelt,  wird  ein 
Umweltbericht und eine naturschutzrechtliche Eingriffs- und Ausgleichsplanung angefertigt.

8. UMWELTBERICHT

Der Umweltbericht wird im weiteren Verfahren erarbeitet
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